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Rechtsprechung 
 
 
Elternzeit: 
Kündigungsschutz greift vor jedem Elternzeitabschnitt 
BAG, Urteil vom 18.06.2026, Az.: 2 AZR 213/25 
 
Der Kläger war seit dem 1. Juli 2024 bei der 
Beklagten beschäftigt. Mit Schreiben vom 
23. Juli 2024 verlangte er Elternzeit für ins-
gesamt vier genau bezeichnete Abschnitte 
bis zum 10. Juli 2027. Für den zweiten Ab-
schnitt vom 11. November 2024 bis zum 10. 
Juli 2025 beantragte er zugleich Teilzeitar-
beit während der Elternzeit. Die Beklagte 
bewilligte die Elternzeit und stimmte der 
Teilzeit zu. Am 9. Oktober 2024 kündigte sie 
das Arbeitsverhältnis ordentlich zum 31. 
Oktober 2024. Zu diesem Zeitpunkt lief 
zwar keine Elternzeit. Die Kündigung lag 
aber weniger als acht Wochen vor Beginn 
des bereits verlangten zweiten Elternzeitab-

schnitts. Eine behördliche Zulässigkeitser-
klärung hatte die Beklagte nicht eingeholt. 
Der Kläger berief sich deshalb auf den vor-
wirkenden Sonderkündigungsschutz. Das 
BAG folgte ihm und hielt die Kündigung für 
unwirksam. § 18 Abs. 1 BEEG schützt nicht 
nur während der Elternzeit, sondern schon 
ab dem Elternzeitverlangen, frühestens 
acht Wochen vor Beginn des jeweiligen Ab-
schnitts. Wird Elternzeit aufgeteilt, entsteht 
der vorwirkende Kündigungsschutz vor je-
dem Abschnitt neu. Das gilt auch, wenn alle 
Abschnitte mit einem einzigen Schreiben 
verlangt werden. Eine Ausnahme für Probe-
zeit oder Wartezeit kennt das BEEG nicht.

  
 
 
 
 



 SCHENDERLEIN 
  RECHTSANWÄLTE  

- 2 - 

Arbeitsvertragsrecht: 
Pauschale Freistellungsklausel unwirksam 
BAG, Urteil vom 25.03.2026, Az.: 5 AZR 108/25 
 
Der Kläger war seit Januar 2022 als Ge-
bietsleiter im Vertriebsaußendienst be-
schäftigt und durfte einen Dienstwagen 
auch privat nutzen. Nach dem Formularar-
beitsvertrag durfte die Arbeitgeberin ihn bei 
oder nach jeder Kündigung, gleich von wel-
cher Seite, unter Fortzahlung der Vergütung 
bis zum Vertragsende freistellen. Der 
Dienstwagenvertrag erlaubte den Widerruf 
der Privatnutzung, wenn der Arbeitnehmer 
freigestellt wird. Nachdem der Kläger selbst 
zum 30. November 2024 gekündigt hatte, 
stellte die Arbeitgeberin ihn Ende Mai 2024 
frei und verlangte die Rückgabe des Wa-
gens bis zum 30. Juni 2024. Der Kläger gab 

den Wagen zurück und verlangte für August 
bis November 2024 monatlich 510 Euro 
Nutzungsausfall. Das BAG hob die Verurtei-
lung der Arbeitgeberin auf und verwies zu-
rück. Die pauschale Freistellungsklausel 
war als Allgemeine Geschäftsbedingung 
unwirksam, weil sie das Beschäftigungsin-
teresse des Arbeitnehmers nicht berück-
sichtigt. Der Dienstwagenwiderruf kann bei 
berechtigter Freistellung aber zulässig sein. 
Ob hier schutzwürdige Arbeitgeberinteres-
sen die Freistellung trugen, muss das LAG 
prüfen.

  
 
 
Hinweisgeberschutz: 
Hinweisgeberschutz setzt Ursächlichkeit voraus 
BAG, Urteil vom 04.12.2025, Az.: 2 AZR 51/25 
 
Der Kläger A war seit Mai 2023 als Außen-
dienstmitarbeiter beschäftigt und noch in 
der Probezeit. Der Arbeitgeber B war mit 
der Zusammenarbeit unzufrieden. Nach 
seiner Darstellung hatte der Vorgesetzte 
des A dies Ende Juni angesprochen und am 
4. September die Personalabteilung um 
Vorbereitung einer Probezeitkündigung ge-
beten. Am 5. September begleitete der Vor-
gesetzte den A. In einer Apotheke sollte der 
Inhaber auf dem Tablet des A eine Einwilli-
gung in Werbe- und Verkaufskontakte un-
terschreiben. Wegen technischer Probleme 
gelang das zunächst nicht. Später unter-
schrieb der Vorgesetzte selbst anstelle des 
Apothekers. A hielt dies für einen Compli-
ance-Verstoß. Noch am selben Abend bat 
der Vorgesetzte die Personalabteilung, die 

Kündigung einzuleiten. Am 7./8. September 
wandte sich A an den Betriebsrat und an die 
Hinweisgebermeldestelle. B hörte den Be-
triebsrat zur Probezeitkündigung an. Dieser 
widersprach unter Hinweis auf das Hin-
SchG. B kündigte zum 31. Oktober 2023. A 
sah darin eine Repressalie, weil sein Vorge-
setzter der Meldung habe zuvorkommen 
wollen. B verwies auf die schon vorher be-
anstandete Zusammenarbeit. Das BAG 
hielt die Kündigung für wirksam. § 36 Hin-
SchG schützt nicht die bloße Kenntnis eines 
möglichen Verstoßes. Entscheidend ist, ob 
die Kündigung Reaktion auf eine Meldung 
war. Daran fehlte es: Die Kündigung war be-
reits vor der Meldung in die Wege geleitet, 
und der Kläger hatte dem Vorgesetzten 
nicht angekündigt, den Vorgang zu melden.
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Seminarangebote 
 
Die Kanzlei veranstaltet Fachseminare zu Schwerpunktbereichen unserer juristischen Be-
ratungstätigkeit. Außerdem besteht die Möglichkeit, auf Ihre Bedürfnisse zugeschnittene 
InhouseSchulungen als Präsenzveranstaltung in Ihren Räumlichkeiten oder als Online-
Schulung zu buchen. Kontaktieren Sie uns unter info@kanzlei-schenderlein.de.  
  
 

Aktuelles Arbeitsrecht für Arbeitgeber 
Angebot einer Online-Schulung 

Arbeitsrechtliche Fragen entstehen im lau-
fenden Betrieb oft kurzfristig und mit erheb-
licher praktischer Tragweite. Die Schulung 
gibt einen kompakten Überblick über aktu-
elle Rechtsprechung zu Kündigung, Ar-
beitszeit, Entgelt, Urlaub, Hinweisgeber-
schutz und Beteiligungsrechten. 

 
Die Veranstaltung richtet sich an Geschäfts-
führer, Bürgermeister, Amtsleiter und Per-
sonalverantwortliche. Weitere Informatio-
nen erhalten Sie unter: www.kanzlei-
schenderlein.de 

  
 
Rechtssichere Beendigung von Arbeitsverhältnissen 
Angebot einer Online-Schulung 
  

Die Beendigung von Arbeitsverhältnissen 
verlangt sorgfältige Vorbereitung. Fehler bei 
Anhörung, Sonderkündigungsschutz, Fris-
ten oder Freistellung führen häufig zu ver-
meidbaren Risiken und Vergleichskosten. 
Schwerpunkte des Seminars sind: 
• Abmahnung, Kündigungsgrund und Do-

kumentation 

• Sonderkündigungsschutz und Beteili-
gungsgremien 

• Aufhebungsvertrag, Freistellung und 
Zeugnis 

 

Das Seminar richtet sich an Arbeitgeber 
und Personalstellen in Unternehmen, Kom-
munen und Zweckverbänden. Weitere In-
formationen erhalten Sie unter:  
www.kanzlei-schenderlein.de
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Zur Anmeldung für den kostenfreien E-Mail-Versand unserer Newsletter mit aktueller Recht-
sprechung im Verwaltungsrecht, Baurecht, Vergaberecht, Mietrecht und Arbeitsrecht nutzen 
Sie bitte unsere Homepage www.kanzlei-schenderlein.de Sie können den Bezug jederzeit 
ohne Angabe von Gründen hier formlos abbestellen. 
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